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(Ar. 14101.) Geſetz über die Friſten bei der Räumung gemieteter Räume. Vom 20. März 1934. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 
Die Friſten, bis zu deren Ablaufe gemietete Räume bei Beendigung des Mietverhältniſſes 
zu räumen ſind, können durch Polizeiverordnung beſtimmt werden. 


§ 2. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. Gleichzeitig 
treten das Geſetz über die Termine bei Wohnungsmietverträgen vom 30. Juni 1834 (Geſetzſamml. 
S. 92) und das Geſetz über die Termine bei Verträgen über Wohnungsmieten in den Provinzen 
Schleswig⸗Holſtein, Hannover und Heſſen⸗Naſſau vom 4. Juni 1890 (Geſetzſamml. S. 177) 
außer Kraft. 


Berlin, den 17. März 1934. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Göring 
zugleich als Miniſter des Innern. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, dem die 
Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 
Berlin, den 20. März 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 
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(Nr. 14102.) Erſte Verordnung über die Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung landſchaft⸗ 
licher (ritterſchaftlicher) Kreditinſtitute. Vom 8. März 1934. 


Auf Grund des Artikels II Abſ. 2 des Geſetzes zur Vereinfachung und Verbilligung der 
Verwaltung landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditinſtitute vom 12. November 1933 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 401) in der Faſſung des Geſetzes vom 24. Februar 1934 (Geſetzſamml. S. 67) wird 
hiermit folgendes verordnet: 

IEttitehT. 

Die Satzung des Landſchaftlichen Kreditverbandes für die Provinz Schleswig⸗Holſtein in 
der durch Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Mai 1930 (J 31115) genehmigten 
Faſſung wird wie folgt geändert: 

SE]. 

Die weitere Gewährung oder Vermittlung von Realkredit ſowie die weitere 
Ausgabe von Pfandbriefen wird mit dem von dem Preußiſchen Landwirtſchaftsminiſter, 
dem Preußiſchen Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit und dem Preußiſchen Juſtizminiſter 
noch zu beſtimmenden Zeitpunkt eingeſtellt. Die Anlegung des Eigenvermögens wird 
hierdurch nicht berührt. 

8 

(1) Die 88 7, 8, 10 bis 20, § 21 Abſ. 2 der Satzung werden mit dem vom Preußi⸗ 
ſchen Landwirtſchaftsminiſter, dem Preußiſchen Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit und 
dem Preußiſchen Juſtizminiſter zu beſtimmenden Zeitpunkt aufgehoben. 

(2) Die Verwaltung und Vertretung des Verbandes erfolgt von dem nach Abſ. 1 
beſtimmten Zeitpunkt ab durch die Organe der Schleswig⸗Holſteiniſchen Landſchaft nach 
Maßgabe der Beſtimmungen dieſer Verordnung. 

(3) Für die Zuſtändigkeit der Organe gelten die Vorſchriften der Satzung der Schles⸗ 
wig⸗Holſteiniſchen Landſchaft ſinngemäß. 


§ 3. 

(1) Eine Krediterneuerung ($ 63 Ab. 2 der Satzung) findet nicht ſtatt. 

N (2) Eine Ablöſungsgebühr ($ 37 Abſ. 5 der Satzung) iſt nicht zu entrichten, wenn 
die Rückzahlung im Zuſammenhang mit einer Beleihung durch die Schleswig⸗Holſteiniſche 
Landſchaft erfolgt 

SA 2 

() Der Erwerber eines mit Pfandbriefen des Verbandes beliehenen Grundſtücks 
wird mit dem Eigentumserwerbe Mitglied des Verbandes. Übernimmt er nicht binnen 
vierzehn Tagen nach Aufforderung durch die Direktion in öffentlich beglaubigter Urkunde 
die perſönliche Verbindlichkeit für die auf dem Grundſtücke haftende Darlehnsſchuld, ſo iſt 
der Verband berechtigt, das Darlehn unter Einhaltung einer Friſt von drei Monaten 
zu kündigen. 

(2) Die Mitgliedſchaft des Veräußerers erliſcht mit dem Zeitpunkt, in dem der 
Erwerber die perſönliche Verbindlichkeit für die Darlehnsſchuld der Landſchaft gegenüber 
übernommen hat. ö ö 

(8) 8 4 Abſ. 5, § 6 Abſ. 2 der Satzung werden aufgehoben. 


So 
() Für die Auflöſung des Verbandes gelten S 16 Buchſtabe 1, § 18 Abſ. 1, 3 der 
Satzung der Schleswig⸗Holſteiniſchen Landſchaft ſinngemäß. 
(2) Im Falle der Auflöfung des Verbandes fällt fein Vermögen an die Schleswig⸗ 
Holſteiniſche Landſchaft. 
Artikel II. 


Die Verwaltung und Vertretung des Landſchaftlichen Kreditverbandes für die Provinz 
Schleswig⸗Holſtein regelt ſich in Zukunft, wie folgt: N 
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§ 1. 

() Die Schleswig⸗Holſteiniſche Generallandſchaftsdirektion bedient ſich, ſoweit ſie 
den Verband vertritt, in ihren Verfügungen und Ausfertigungen der Bezeichnung „Schles⸗ 
wig⸗Holſteiniſche Generallandſchaftsdirektion als Direktion des Landſchaftlichen Kredit⸗ 
verbandes für die Provinz Schleswig⸗Holſtein“. 

(2) Die Schleswig⸗Holſteiniſche Generallandſchaftsdirektion ift mit Genehmigung der 
zuſtändigen Fachminiſter befugt, als Organ der Landſchaft mit ſich als Organ des Ver⸗ 
bandes Verträge abzuſchließen. 

8 2 

Die Schleswig⸗Holſteiniſche Landſchaft übernimmt die beim Abſchluß dieſes Vertrags 
vorhandenen Beamten und Angeſtellten des Landſchaftlichen Kreditverbandes für die Provinz 
Schleswig⸗Holſtein und tritt in die mit ihnen beſtehenden Vertragsverhältniſſe, insbeſondere 
auch hinſichtlich etwaiger Ruhegehaltsanſprüche ein. Sie übernimmt die laufenden 
Verſorgungsverpflichtungen. Dies gilt nicht für die Mitglieder der Direktion und ihre 
Stellvertreter. Die Art der Verwendung der übernommenen Beamten und Angeſtellten 
unterliegt der freien Entſchließung der Generallandſchaftsdirektion. 


§ 3. 

Die Schleswig⸗Holſteiniſche Landſchaft übernimmt über die vorſtehenden Beſtim⸗ 
mungen hinaus keine Verpflichtungen oder Haftungen für die bis zum Inkrafttreten 
dieſes Vertrags begründeten Verbindlichkeiten des Landſchaftlichen Kreditverbandes für 
die Provinz Schleswig⸗Holſtein. 

5 § 4. 
Ein nach Durchführung der Liquidation verbleibendes Reinvermögen des Ver⸗ 
bandes fällt an die Schleswig⸗Holſteiniſche Landſchaft. 


§ 5. 

() Das geſamte Aufkommen der Verwaltungseinnahmen beider landſchaftlicher 
Kreditanſtalten wird zuſammengelegt, die tatſächlichen Verwaltungskoſten werden hier⸗ 
aus gemeinſam beſtritten. Der bei Abſchluß des Geſchäftsjahrs ſich ergebende Überſchuß 
oder ein etwaiger Fehlbetrag wird nach dem jeweiligen Pfandbriefumlaufe zwiſchen den 
beiden Anſtalten verteilt. 

(2) Die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung aufgelaufenen oder rückſtändig 
gebliebenen Beträge an Zinſen, Verwaltungskoſtenbeiträgen, Verzugszinſen, Gebühren 
und Auslagen aller Art verbleiben dem Landſchaftlichen Kreditverbande. 


§ 6. 

Die Schleswig⸗Holſteiniſche Landſchaft iſt verpflichtet, in den Fällen, in denen die 
Kreditverbundenen des Landſchaftlichen Kreditverbandes nach den Vorſchriften der Satzung 
des Landſchaftlichen Kreditverbandes Krediterneuerung verlangen können, die erforder⸗ 
liche Beleihung in Pfandbriefen der Schleswig⸗Holſteiniſchen Landſchaft zu gewähren. 


N Artikel II. f 
Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


* 
Berlin, den 8. März 1934. 


Der Preußiſche Der Preußiſche Miniſter Der Preußiſche 
Landwirtſchaftsminiſter. für Wirtſchaft und Arbeit. Juſtizminiſter. 
In Vertretung: i In Vertretung: 
Willikens. 5 Clauſſen. f Kerrl. 


Dr.Grunau ,Holten.str.12%3 
f 13: 
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(Nr. 14103.) Zweite Verordnung über die Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung land⸗ 
ſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditinſtitute. Vom 8. März 1934. 


Auf Grund des Artikels II Abſ. 2 des Geſetzes zur Vereinfachung und Verbilligung der Ver⸗ 
waltung landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditinſtitute vom 12. November 1933 (Geſetzſamml. 
S. 401) in der Faſſung des Geſetzes vom 24. Februar 1934 (Geſetzſamml. S. 67) wird folgendes 
verordnet: 

8 1. 
Das Neue Brandenburgiſche Kreditinſtitut zu Berlin wird aufgelöſt. 


§ 2. 

() Das Vermögen des Neuen Brandenburgiſchen Kreditinſtituts geht ohne Liquidation auf 
die Märkiſche Landſchaft als Rechtsnachfolgerin über. 

(2) Das Vermögen des Neuen Brandenburgiſchen Kreditinſtituts iſt bis auf weiteres durch die 
Märkiſche Landſchaft getrennt zu verwalten. Es gilt im Verhältnis der Gläubiger des Neuen 
Brandenburgiſchen Kreditinſtituts zu der Märkiſchen Landſchaft und deren übrigen Gläubigern 
noch als Vermögen des Neuen Brandenburgiſchen Kreditinſtituts. Den Gläubigern des Neuen 
Brandenburgiſchen Kreditinſtituts haftet nur dieſes Vermögen. 

(3) Schriftliche Erklärungen, die in Ausübung der Verwaltung des übernommenen Vermögens 
abgegeben werden, ſollen mit dem Zuſatze „für das Vermögen des früheren Neuen Brandenburgi⸗ 
ſchen Kreditinſtituts“ erfolgen. 

8935 

Die aus dem Vermögen des Neuen Brandenburgiſchen Kreditinſtituts aufkommenden Ver⸗ 
waltungseinnahmen einſchließlich der Erträge des Eigenvermögens fallen an die Märkiſche 
Landſchaft. 

§ 4. 

(1) Die Mitglieder des Neuen Brandenburgiſchen Kreditinſtituts find Mitglieder der Märki⸗ 
ſchen Landſchaft. Sie ſind den Beſtimmungen der Satzung der Märkiſchen Landſchaft und deren 
künftigen Nachträgen unterworfen. 

(2) Für die auf dem Vermögen des Neuen Brandenburgiſchen Kreditinſtituts laſtenden Ver⸗ 
bindlichkeiten bleiben für die Dauer der geſonderten Verwaltung dieſes Vermögens die bisherigen 
Haftungsbeſtimmungen mit der Maßgabe in Kraft, daß die Haftung der Mitglieder nicht vor dem 
in der Satzung der Märkiſchen Landſchaft vorgeſehenen Zeitpunkt erliſcht. 


8 5. 

Den Zeitpunkt der Vereinigung des Vermögens des Neuen Brandenburgiſchen Kreditinſtituts 
mit dem der Märkiſchen Landſchaft beſtimmt die Generallandſchaftsdirektion mit Genehmigung der 
zuſtändigen Fachminiſter. 

§ 6. 


Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1934 in Kraft. 
Berlin, den 8. März 1934. 


Der Preußiſche Der Preußiſche Miniſter Der Preußiſche 
Landwirtſchaftsminiſter. für Wirtſchaft und Arbeit. Juſtizminiſter. 
In Vertretung: In Vertretung: 
Willikens. Clauſſen. Kerrl. 
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